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I. Allgemeine Bestimmungen 

 
Art. 1 

Die Gemeindeordnung ist die Verfassung der Stadt Opfikon. Sie regelt 
die Grundzüge der Organisation der Gemeinde und die Zuständigkeiten 
ihrer Organe. 
 
Art. 2 

1 Die Stadt Opfikon ist eine politische Gemeinde des Kantons Zürich. 

2 Sie ist als Parlamentsgemeinde organisiert. 
 
Art. 3 

1 In der Stadt Opfikon wird der Gemeindevorstand als Stadtrat bezeich-
net. 

2 Das Gemeindeparlament wird als Gemeinderat bezeichnet. 
 
Art. 4 

Ziel ist es, die Lebensqualität in der Stadt und das harmonische Zusam-
menleben ihrer Einwohner und Einwohnerinnen zu fördern. Die Aufga-
ben werden rechtmässig, stufengerecht, wirtschaftlich und zeitgemäss 
gelöst. 
 

II. Die Stimmberechtigten 

 

1. Organstellung 

 
Art. 5 

1 Die Stimmberechtigten sind als Souverän der Gemeinde ihr oberstes 
Organ. 

2 Sie üben ihre Wahl- und Stimmrechte an der Urne aus. 
 

2. Politische Rechte 

 
Art. 6 

1 Die Wählbarkeit sowie das Recht, an Wahlen und Abstimmungen der 
Gemeinde teilzunehmen und Wahlvorschläge einzureichen, richten 
sich nach der Kantonsverfassung und dem Gesetz über die politi-
schen Rechte. 

2 Für die Wahl in Organe der Gemeinde ist der politische Wohnsitz in 
der Gemeinde erforderlich. Davon ausgenommen sind die Betrei-
bungsbeamtin bzw. der Betreibungsbeamte und die Friedensrichterin 
bzw. der Friedensrichter, die mit politischem Wohnsitz im Kanton 
wählbar sind. 
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3 Das Initiativ- und Referendumsrecht richtet sich nach dem Gesetz 
über die politischen Rechte sowie der Gemeindeordnung. 

 

3. Urnenwahlen und -abstimmungen 

 
Art. 7 

1 Der Stadtrat ist wahlleitende Behörde. Er setzt die Wahl- und Abstim-
mungstage fest. 

2 Das Verfahren richtet sich nach dem Gesetz über die politischen 
Rechte. 

3 Die Durchführung der Wahlen und Abstimmungen an der Urne ist 
Aufgabe des Wahlbüros. 

 
Art. 8 

Die Stimmberechtigen wählen an der Urne auf die gesetzliche Amts-
dauer: 

a die Mitglieder des Gemeinderates, 

b die Präsidentin bzw. den Präsidenten und die Mitglieder des Stadt-
rats mit Ausnahme der Schulpräsidentin bzw. des Schulpräsidenten. 
Ihre bzw. seine Wahl erfolgt durch die Stimmberechtigten an der Urne 
im Rahmen der Wahl der Mitglieder der Schulpflege, 

c die Präsidentin bzw. den Präsidenten und die Mitglieder der Schul-
pflege, 

d die Mitglieder der Sozialbehörde, 

e die Friedensrichterin bzw. den Friedensrichter. 
 
Art. 9 

1 Die Erneuerungswahlen für den Stadtrat werden mit leerem Wahlzet-
tel durchgeführt. 

2 Für die Erneuerungswahlen der übrigen an der Urne gemäss Art. 8 
lit. c bis e der Gemeindeordnung zu wählenden Gemeindeorgane gel-
ten die Bestimmungen des Gesetzes über die politischen Rechte 
über die Wahl mit gedruckten Wahlvorschlägen. 

 
Art. 10 

1 Die Ersatzwahlen für den Stadtrat werden mit leerem Wahlzettel 
durchgeführt. 

2 Für die Ersatzwahlen der übrigen an der Urne gemäss Art. 8 lit. c bis 
e der Gemeindeordnung im Mehrheitswahlverfahren zu wählenden 
Gemeindeorgane gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die 
politischen Rechte über die stille Wahl. Sind die Voraussetzungen für 
die stille Wahl nicht erfüllt, werden leere Wahlzettel verwendet. 
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4. Initiative und Referendum 

 
Art. 11 

1 300 Stimmberechtigte können eine Volksinitiative einreichen über 
Gegenstände, die dem obligatorischen oder fakultativen Referendum 
unterstehen. 

2 Eine Einzelinitiative über Gegenstände, die dem obligatorischen oder 
fakultativen Referendum unterstehen, können einreichen: 
a eine einzelne stimmberechtigte Person, 
b mehrere stimmberechtigte Personen. 

3 Für die vorläufige Unterstützung einer Einzelinitiative ist die Zustim-
mung von 1/3 der Mitglieder des Gemeinderates erforderlich. 

 
Art. 12 

Die Stimmberechtigten entscheiden an der Urne über: 

a Teil- und Totalrevisionen der Gemeindeordnung, 

b Ausgliederungen von erheblicher Bedeutung, 

c Verträge über den Zusammenschluss mit anderen Gemeinden, 

d Verträge über die Zusammenarbeit in Form eines Zweckverbands, 
einer gemeinsamen Anstalt oder einer juristischen Person des Pri-
vatrechts, 

e Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge, wenn die Gemeinde ho-
heitliche Befugnisse abgibt oder die damit zusammenhängenden 
neuen Ausgaben durch die Stimmberechtigten zu bewilligen sind, 

f Verträge über Gebietsänderungen von erheblicher Bedeutung, 

g die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben von mehr als CHF 
4'000'000 für einen bestimmten Zweck und von neuen jährlich wie-
derkehrenden Ausgaben von mehr als CHF 400'000 für einen be-
stimmten Zweck, 

h Beteiligungen und die Gewährung von Darlehen des Verwaltungsver-
mögens gemäss der Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, 

i die Eingehung von Eventualverpflichtungen und Bürgschaften sowie 
das Leisten von Kautionen gemäss der Befugnis zur Bewilligung 
neuer Ausgaben, 

j die Einräumung von Baurechten und die Begründung anderer dingli-
cher Rechte des Verwaltungsvermögens gemäss der Befugnis zur 
Bewilligung neuer Ausgaben, 

k die Veräusserung von und Investition in Liegenschaften des Finanz-
vermögens im Wert und Betrag von mehr als CHF 10‘000‘000. 
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Art. 13 

1 Die Stimmberechtigten entscheiden auf Verlangen an der Urne über 
Beschlüsse des Gemeinderates. Ausgenommen sind Geschäfte, die 
durch das übergeordnete Recht von der Urnenabstimmung ausge-
schlossen sind. 

2 Eine Urnenabstimmung können verlangen: 
a 250 Stimmberechtigte innert 60 Tagen nach der amtlichen Veröf-

fentlichung des Gemeinderatsbeschlusses (Volksreferendum), 
b 1/3 der Mitglieder des Gemeinderates innert 14 Tagen nach der 

Beschlussfassung (Gemeinderatsreferendum). 
 

III. Der Gemeinderat 

 
Art. 14 

1 Der Gemeinderat ist die Legislative und das politische Kontrollorgan 
der Stadt Opfikon. 

2 Der Gemeinderat setzt sich aus 36 Mitgliedern zusammen. Er regelt 
seine Organisation in einem Organisationserlass. 

 
Art. 15 

Der Gemeinderat wählt: 

a die Mitglieder seiner Organe, 

b die Mitglieder des Wahlbüros, 

c die Vertretungen der Gemeinde in Organisationen des öffentlichen 
oder privaten Rechts, soweit das entsprechende Organisationsrecht 
eine Wahl durch den Gemeinderat vorsieht. 

 
Art. 16 

Der Gemeinderat ist zuständig für den Erlass und die Änderung wichti-
ger Rechtssätze. Dazu gehören insbesondere die grundlegenden Best-
immungen über: 

a das Arbeitsverhältnis der Gemeindeangestellten, 

b die Entschädigung von Behördenmitgliedern, 

c seine Organisation, 

d die Haushaltsführung, 

e das Polizeirecht, 

f die Art, den Gegenstand und die Bemessungsgrundlagen von Ge-
bühren, sowie den Kreis der Abgabepflichtigen. 
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Art. 17 

1 Der Gemeinderat ist zuständig für die Festsetzung und die Änderung: 
a des kommunalen Richtplans, 
b der Bau- und Zonenordnung, 
c des Erschliessungsplans, 
d von Sonderbauvorschriften und öffentlichen Gestaltungsplänen. 

2 Der Gemeinderat ist für die Zustimmung oder Ablehnung privater Ge-
staltungspläne zuständig, insoweit das kantonale Recht dies vor-
sieht. 

 
Art. 18 

Der Gemeinderat ist zuständig für: 

a die politische Oberaufsicht über Behörden, Verwaltung und die wei-
teren Träger öffentlicher Aufgaben, 

b die Bereinigung aller Vorlagen und die Antragstellung zu Geschäften 
der Stimmberechtigten, 

c die Behandlung von Initiativen, 

d die Behandlung parlamentarischer Vorstösse, 

e die Festlegung der Mitgliederzahl des Wahlbüros, 

f Ausgliederungen von nicht erheblicher Bedeutung, d.h. insbesondere 
solche, die nicht von grosser politischer oder finanzieller Tragweite 
sind, 

g die Beschlussfassung über Anschluss- und Zusammenarbeitsver-
träge gemäss seinen Finanzbefugnissen und sofern die Gemeinde 
keine hoheitlichen Befugnisse abgibt, 

h Verträge über Gebietsänderungen von weniger als 5% des bebauten 
Gemeindegebietes oder weniger als 5% der Einwohnerinnen und 
Einwohner der Gemeinde betreffend, 

i Bewilligung der gesamten Stellenprozente der Stadtverwaltung, so-
fern nicht ein anderes Organ dafür zuständig ist, 

j die Errichtung von Eigenwirtschaftsbetrieben, soweit keine Verpflich-
tung durch übergeordnetes Recht besteht, 

k grundlegende Bestimmung des amtlichen Publikationsorgans. 
 
Art. 19 

Der Gemeinderat ist zuständig für: 

a die jährliche Kenntnisnahme des Finanz- und Aufgabenplans, 

b die jährliche Festsetzung des Budgets mit Einschluss des Gemein-
desteuerfusses und die laufende Bewilligung von Nachtragskrediten, 

c die Einführung eines Globalbudgets für einen oder mehrere Verwal-
tungsbereiche, 
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d die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben bis CHF 4'000'000 
für einen bestimmten Zweck und von neuen jährlich wiederkehren-
den Ausgaben bis CHF 400'000 für einen bestimmten Zweck, soweit 
nicht ein anderes Organ zuständig ist, 

e Beteiligungen und die Gewährung von Darlehen des Verwaltungsver-
mögens gemäss der Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, 

f die Eingehung von Eventualverpflichtungen und Bürgschaften sowie 
das Leisten von Kautionen gemäss der Befugnis zur Bewilligung 
neuer Ausgaben, 

g die Einräumung von Baurechten und die Begründung anderer dingli-
cher Rechte des Verwaltungsvermögens gemäss der Befugnis zur 
Bewilligung neuer Ausgaben, 

h die Veräusserung von und Investition in Liegenschaften des Finanz-
vermögens im Wert und Betrag bis CHF 10‘000‘000, soweit nicht der 
Stadtrat zuständig ist, 

i die Vorfinanzierung von Investitionsvorhaben, 

j die Genehmigung von Abrechnungen über neue Ausgaben, die von 
den Stimmberechtigten oder vom Gemeinderat beschlossen worden 
sind, sofern eine Kreditüberschreitung vorliegt, 

k die Genehmigung der Jahresrechnungen, 

l die jährliche Genehmigung des Geschäftsberichts. 
 

IV. Die Behörden 

 

1. Allgemeines 

 
Art. 20 

Die Geschäftsführung der Gemeindebehörden richtet sich nach dem 
Gemeindegesetz und den entsprechenden Behördenerlassen. 
 
Art. 21 

1 Die Mitglieder von Behörden legen ihre Interessenbindungen offen. 
Insbesondere geben sie Auskunft über: 
a ihre beruflichen Tätigkeiten, 
b ihre Mitgliedschaften in Organen und Behörden der Gemeinden, 

des Kantons und des Bundes, 
c ihre Organstellungen in und wesentlichen Beteiligungen an Orga-

nisationen des privaten Rechts. 

2 Die Interessenbindungen werden veröffentlicht. 
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Art. 22 

Die Behörden können jederzeit für die Vorberatung und die Begutach-
tung einzelner Geschäfte Sachverständige beiziehen oder beratende 
Kommissionen in freier Wahl bilden. 
 
Art. 23 

1 Die Behörden können jederzeit beschliessen, dass bestimmte Ge-
schäfte oder Geschäftsbereiche einzelnen Mitgliedern oder Aus-
schüssen von Mitgliedern der Behörde zur selbständigen Erledigung 
übertragen werden und sie legen deren Finanzkompetenzen fest. 

2 Die Überprüfung von Anordnungen und Erlassen von Mitgliedern o-
der Ausschüssen der Behörde kann innert 30 Tagen seit der Mittei-
lung oder Veröffentlichung schriftlich bei der Gesamtbehörde ver-
langt werden, sofern nicht ein anderes kantonales Verfahren vorge-
schrieben ist. 

 

2. Der Stadtrat 

 
Art. 24 

1 Der Stadtrat besteht aus sieben nebenamtlichen Mitgliedern, inbe-
griffen der Präsident bzw. die Präsidentin sowie der Schulpräsident 
bzw. die Schulpräsidentin. 

2 Der Stadtrat konstituiert sich im Übrigen selbst. 
 
Art. 25 

1 Der Stadtrat bestimmt auf die gesetzliche Amtsdauer aus seiner Mitte 
die Vertretungen des Stadtrates in anderen Organen. 

2 Der Stadtrat ernennt oder wählt in freier Wahl: 
a die Präsidentin bzw. den Präsidenten und die Mitglieder unterstell-

ter Kommissionen, 
b die Vertretungen der Gemeinde in Organisationen des öffentlichen 

oder privaten Rechts, soweit das Organisationsrecht dieser Orga-
nisationen die Zuständigkeit nicht anders regelt. 

3 Der Stadtrat ernennt oder stellt an: 
a die Stadtschreiberin bzw. den Stadtschreiber, 
b die Organe der Feuerpolizei, der Feuerwehr und des Zivilschutzes, 

soweit die Stadt dafür allein zuständig ist, 
c die Betreibungsbeamtin bzw. den Betreibungsbeamten, 
d das übrige Gemeindepersonal, soweit nicht einem anderen Organ 

übertragen. 
 
Art. 26 

Der Stadtrat ist zuständig für den Erlass und die Änderung von weniger 
wichtigen Rechtssätzen. Dazu gehören insbesondere Bestimmungen 
über: 
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a seine Organisation sowie die Organisation und die Leitung der Ver-
waltung, 

b unterstellte Kommissionen, 

c die Aufgabenübertragung an Gemeindeangestellte, soweit nicht ein 
anderes Organ zuständig ist, 

d Tarifordnung für Gemeindegebühren, 

e Gegenstände, die nicht in die Kompetenz eines anderen Gemeinde-
organs fallen. 

 
Art. 27 

1 Dem Stadtrat stehen unübertragbar zu: 
a die politische Planung, Führung und Aufsicht, 
b die Verantwortung für den Gemeindehaushalt und für die ihm 

durch die eidgenössische und kantonale Gesetzgebung oder die 
Behörden des Bundes, des Kantons und des Bezirks übertrage-
nen Aufgaben, 

c die Besorgung sämtlicher Gemeindeangelegenheiten soweit dafür 
nicht ein anderes Organ zuständig ist, 

d die Vorberatung aller Vorlagen und die Antragstellung zu Geschäf-
ten des Gemeinderates, 

e die Unterbreitung der ursprünglichen Vorlage an die Stimmberech-
tigten, wenn der Gemeinderat diese geändert hat und es in der 
Folge zur Urnenabstimmung kommt, 

f die Vertretung der Gemeinde nach aussen und die Bestimmung 
der rechtsverbindlichen Unterschriften, 

g untergeordnete Entscheidungen über die Bestimmung des amtli-
chen Publikationsorgans, 

h die Erteilung des Gemeindebürgerrechts, 
i die Unterstützung des Gemeindereferendums, 
j die Wahrnehmung der Standortinteressen, 
k die Vertretung der Stadt als Aktionärin und die Ausübung der Ak-

tionärsrechte gegenüber der Aktiengesellschaft für die Energie- 
und Wasserversorgung gemäss Art. 53 der Gemeindeordnung. 

2 Dem Stadtrat stehen im Weiteren folgende Befugnisse zu, die in ei-
nem Erlass massvoll und stufengerecht übertragen werden können: 
a das Handeln für die Gemeinde nach aussen, 
b die Führung von Prozessen mit dem Recht auf Stellvertretung, 
c die Schaffung von Stellen innerhalb der vom Gemeinderat bewil-

ligten gesamten Stellenprozente sowie von befristeten Stellen bis 
zwölf Monate, 

d die Beschlussfassung über Verträge über Gebietsänderungen, 
die unbebautes Gebiet betreffen soweit nicht die Stimmberech-
tigten an der Urne darüber entscheiden, 

e die Beschlussfassung über Anschluss- und Zusammenarbeits-
verträge gemäss seinen Finanzbefugnissen und sofern die Ge-
meinde keine hoheitlichen Befugnisse abgibt, 

f die übrige Aufsicht in der Gemeindeverwaltung. 
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Art. 28 

1 Dem Stadtrat stehen unübertragbar zu: 
a die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen 

Ausgaben bis CHF 400'000 für einen bestimmten Zweck, höchs-
tens bis CHF 500'000 im Jahr, und von neuen jährlich wiederkeh-
renden Ausgaben bis CHF 100'000 für einen bestimmten Zweck, 
höchstens bis CHF 150'000 im Jahr, 

b die Beschlussfassung über den Finanz- und Aufgabenplan,  
c die Veröffentlichung der Jahresrechnung und des Budgets, 
d die Genehmigung von Abrechnungen über Kredite, die von den 

Stimmberechtigten oder dem Gemeinderat bewilligt wurden, so-
fern keine Kreditüberschreitung vorliegt. 

2 Dem Stadtrat stehen im Weiteren folgende Befugnisse zu, die in ei-
nem Erlass massvoll und stufengerecht übertragen werden können: 
a der Ausgabenvollzug, 
b die Bewilligung gebundener Ausgaben, 
c die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen 

Ausgaben bis CHF 400'000 für einen bestimmten Zweck und von 
im Budget enthaltenen neuen jährlich wiederkehrenden Ausga-
ben bis CHF 100'000 für einen bestimmten Zweck, 

d die Beteiligungen und die Gewährung von Darlehen des Verwal-
tungsvermögens gemäss der Befugnis zur Bewilligung neuer 
Ausgaben, 

e die Eingehung von Eventualverpflichtungen und Bürgschaften 
sowie das Leisten von Kautionen gemäss der Befugnis zur Be-
willigung neuer Ausgaben, 

f die Einräumung von Baurechten und die Begründung anderer 
dinglicher Rechte des Verwaltungsvermögens gemäss der Be-
fugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, 

g die Veräusserung von und Investition in Liegenschaften des Fi-
nanzvermögens im Wert und Betrag bis CHF 4'000'000, 

h die Beschlussfassung über Anlagegeschäfte, soweit nicht der 
Gemeinderat zuständig ist, 

i der Tausch oder Verkauf von Aktien der Aktiengesellschaft für 
die Energie- und Wasserversorgung gemäss Art. 53 der Gemein-
deordnung bis zu einer Grenze von maximal 49.9% des Aktien-
kapitals begrenzt auf 5% pro Jahr. 

 
Art. 29 

1 Dem Stadtrat unterstehen folgende Kommissionen: 
a Betriebskommission Freizeitbad Opfikon, 
b Friedhofkommission, 
c Objektbaukommissionen. 

2 Ein Behördenerlass regelt für jede unterstellte Kommission ihre Mit-
gliederzahl, Zusammensetzung, Aufgaben und Entscheidungsbefug-
nisse. 
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Art. 30 

Der Stadtrat kann Gemeindeangestellten bestimmte Aufgaben zur selb-
ständigen Erledigung übertragen. Ein Erlass regelt die Aufgaben und 
Entscheidungsbefugnisse. 
 

3. Die eigenständigen Kommissionen 

 

3.1. Die Schulpflege 

 
Art. 31 

1 Die Schulpflege besteht aus der Präsidentin bzw. dem Präsidenten 
und 6 weiteren Mitgliedern. 

2 Die Schulpräsidentin bzw. der Schulpräsident ist von Amtes wegen 
Mitglied des Stadtrates. Im Übrigen konstituiert sich die Schulpflege 
selbst. 

 
Art. 32 

Die Schulpflege führt die Kindergarten-, die Primar- und die Sekundar-
stufe der öffentlichen Volksschule und besorgt weitere Aufgaben im Be-
reich Schule und Bildung, soweit nicht andere Organe zuständig sind. 
 
Art. 33 

Die Schulpflege reicht ihre Geschäfte an den Gemeinderat dem Stadtrat 
ein, der diese zusammen mit seiner Abstimmungsempfehlung dem Ge-
meinderat unterbreitet. 
 
Art. 34 

Die Schulpflege ernennt oder stellt an: 

a die Schulleiterinnen bzw. die Schulleiter, 

b die Leitung Bildung, 

c die Schulverwalterin oder den Schulverwalter, 

d die Lehrpersonen, 

e die Schulärztin oder den Schularzt, 

f die Schulzahnärztin bzw. den Schulzahnarzt, 

g die weiteren Angestellten im Schulbereich. 
 
Art. 35 

Die Schulpflege ist in ihrem Aufgabenbereich zuständig für den Erlass 
und die Änderung von weniger wichtigen Rechtssätzen. Dazu gehören 
insbesondere Bestimmungen: 

a in der Geschäftsordnung mit integriertem Organisationsstatut über 
die Organisation der Schulpflege sowie ihr unterstellter Kommissio-
nen und Gemeindeangestellte, 
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b zu den Rahmenbedingungen für die Schulprogramme, 

c betreffend die Ordnung an den Schulen, 

d über Benützungsvorschriften und die Tarifordnung der Gebühren für 
Schulanlagen. 

 
Art. 36 

Die Schulpflege ist innerhalb ihres Aufgabenbereichs zuständig für: 

a die Leitung und Beaufsichtigung der Schulen der öffentlichen Volks-
schule und anderer Einrichtungen des Schulwesens, soweit nicht an-
dere Organe dafür zuständig sind, 

b die Genehmigung der Schulprogramme, 

c die Ausführung der ihr durch die eidgenössische und kantonale Ge-
setzgebung oder die Behörden von Bund, Kanton und Bezirk über-
tragenen Aufgaben, soweit nicht andere Organe dafür zuständig 
sind, 

d den Vollzug der Beschlüsse des Stadt- und des Gemeinderats, so-
weit nicht andere Organe, Behörden oder Personen dafür zuständig 
sind, 

e die Vertretung der Gesamtheit der Schulen nach aussen und die Be-
stimmung der rechtsverbindlichen Unterschriften, 

f die Führung von Prozessen mit dem Recht auf Stellvertretung, 

g die Schaffung von Stellen für gemeindeeigene Lehrpersonen und von 
übrigen Stellen im Schulbereich, die für die Erfüllung bestehender 
Aufgaben notwendig sind und die Schaffung neuer Stellen gemäss 
ihrer Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, 

h die Aufteilung der vom Kanton in Vollzeiteinheiten zugeordneten Stel-
len für Lehrpersonen und Schulleitungen der öffentlichen Volks-
schule in einem Stellenplan, 

i Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge gemäss ihrer Befugnis 
zur Bewilligung neuer Ausgaben, sofern die Gemeinde keine hoheit-
lichen Befugnisse abgibt, 

j die Erstellung und Nachführung der Schulraumplanung sowie die 
Aufstellung des Raumprogramms für neue Schulbauten. 

 
Art. 37 

1 Der Schulpflege stehen im Rahmen ihrer Aufgaben die Bewilligung 
von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis 
CHF 400'000 für einen bestimmten Zweck, höchstens bis 
CHF 500'000 im Jahr, und von neuen jährlich wiederkehrenden Aus-
gaben bis CHF 100'000 für einen bestimmten Zweck, höchstens bis 
CHF 150'000 im Jahr unübertragbar zu. 

2 Der Schulpflege stehen im Rahmen ihrer Aufgaben folgende Befug-
nisse zu, die in einem Erlass massvoll und stufengerecht übertragen 
werden können: 
a der Ausgabenvollzug, 

Allgemeine 
Verwaltungsbe-
fugnisse 

Finanzbefug-
nisse 
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b die Bewilligung gebundener Ausgaben, 
c die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen 

Ausgaben bis CHF 400'000 für einen bestimmten Zweck und von 
im Budget enthaltenen neuen jährlich wiederkehrenden Ausga-
ben bis CHF 100'000 für einen bestimmten Zweck. 

 
Art. 38 

1 Die Schulpflege kann Gemeindeangestellten bestimmte Aufgaben 
zur selbständigen Erledigung übertragen. 

2 Ein Behördenerlass regelt Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse 
im Rahmen des Volksschulrechts. 

3 Anordnungen der Schulleitung, der Leitung Bildung oder anderer Ge-
meindeangestellter müssen nicht schriftlich begründet werden. Sie 
erwachsen in Rechtskraft, wenn nicht innert zehn Tagen eine Neu-
beurteilung durch die Schulpflege verlangt wird. 

 
Art. 39 

An den Sitzungen der Schulpflege nehmen die Leitung Bildung, eine 
Lehrperson und eine Schulleiterin bzw. ein Schulleiter mit beratender 
Stimme teil. 
 
Art. 40 

1 In der Stadt Opfikon besteht eine Leitung Bildung. 

2 Das Organisationsstatut regelt die Aufgaben und Kompetenzen der 
Leitung Bildung. 

 

3.2. Die Sozialbehörde 

 
Art. 41 

1 Die Sozialbehörde besteht aus dem Sozialvorstand des Stadtrats als 
Präsident bzw. Präsidentin und vier weiteren durch die Stimmberech-
tigten gewählten Mitgliedern. 

2 Die Sozialbehörde konstituiert sich im Übrigen selbst. 
 
Art. 42 

Die Sozialbehörde besorgt eigenständig die Aufgaben gemäss der 
übergeordneten Gesetzgebung im Sozialbereich, insbesondere: 

a Gewährung der persönlichen Hilfe, 

b Durchführung der wirtschaftlichen Hilfe, 

c Berichterstattung an die Oberbehörden 

d Vertretung der Gemeinde in Strafverfahren wegen unrechtmässiger 
Erwirkung von Sozialhilfeleistungen, 

e Gemeindezuschüsse zu den Zusatzleistungen zur AHV/IV, 

f freiwillige Fürsorge. 

Aufgabenüber-
tragung an Ge-
meindeange-
stellte 

Mitberatung an 
den Sitzungen 
der Schulpflege 

Leitung Bildung 
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zung und Wahl 

Aufgaben und 
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Art. 43 

Die Sozialbehörde ist im Rahmen ihrer Aufgaben zuständig für 

a den Ausgabenvollzug, 

b gebundene Ausgaben, 

c die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen Ausga-
ben bis CHF 100'000 für einen bestimmten Zweck und von neuen 
jährlich wiederkehrenden Ausgaben bis CHF 50'000 für einen be-
stimmten Zweck. 

 
Art. 44 

Die Sozialbehörde kann Gemeindeangestellten bestimmte Aufgaben 
zur selbstständigen Erledigung übertragen. Ein Behördenerlass regelt 
Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse im Rahmen des übergeordne-
ten Rechts. 
 
Art. 45 

Die Sozialbehörde reicht ihre Geschäfte an den Gemeinderat dem 
Stadtrat ein, der diese zusammen mit seiner Abstimmungsempfehlung 
dem Gemeinderat unterbreitet. 
 

V. Weitere Stellen 

 

1. Finanztechnische Prüfstelle 

 
Art. 46 

Die Rechnungsprüfungskommission und der Stadtrat bestimmen mit 
übereinstimmenden Beschlüssen die finanztechnische Prüfstelle. 
 
Art. 47 

1 Die Prüfstelle nimmt die finanztechnische Prüfung der Rechnungsle-
gung und der Buchführung vor. 

2 Sie erstattet dem Stadtrat, der Rechnungs- und der Geschäftsprü-
fungskommission und dem Bezirksrat umfassend Bericht über die fi-
nanztechnische Prüfung. 

3 Sie erstellt zudem einen Kurzbericht, der Bestandteil der Jahresrech-
nung ist. 

 

2. Wahlbüro 

 
Art. 48 

Das Wahlbüro besteht mit Einschluss der Stadtpräsidentin bzw. des 
Stadtpräsidenten als Vorsitzende bzw. Vorsitzender aus einer vom Ge-
meinderat zu bestimmenden Zahl von Mitgliedern. 
 

Finanzbefug-
nisse 
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Art. 49 

Das Wahlbüro besorgt die ihm durch das Gesetz über die politischen 
Rechte zugewiesenen Aufgaben. 
 

3. Betreibungsbeamtin bzw. Betreibungsbeamter 

 
Art. 50 

1 Die Betreibungsbeamtin bzw. der Betreibungsbeamte besorgt die ihr 
bzw. ihm gemäss eidgenössischer und kantonaler Gesetzgebung zu-
kommenden Aufgaben. 

2 Das Anstellungsverhältnis richtet sich nach dem Erlass über das Ar-
beitsverhältnis der Gemeindeangestellten. 

3 Das Amtslokal wird vom Stadtrat bestimmt. 
 

4. Friedensrichterin bzw. Friedensrichter 

 
Art. 51 

1 Die Friedensrichterin bzw. der Friedensrichter besorgt die in der kan-
tonalen Gesetzgebung festgelegten Aufgaben. 

2 Der Gemeindeerlass über die Entschädigung von Behördenmitglie-
dern regelt die Entlöhnung. 

3 Das Amtslokal wird vom Stadtrat bestimmt. 
 

5. Kantonale Ombudsperson 

 
Art. 52 

In Analogie zum kantonalen Recht prüft die kantonale Ombudsperson, 
ob die Gemeindebehörden nach Recht und Billigkeit verfahren. Dabei 
kann sie den Beteiligten Rat erteilen, zwischen ihnen vermitteln oder zu 
Handen der zuständigen Behörde eine schriftliche Empfehlung erlas-
sen. Die Kosten werden durch das kantonale Recht geregelt. 
 

VI. Ausgliederung von kommunalen Aufgaben 

 
Art. 53 

1 Die Wasserversorgung, die Erstellung, der Betrieb und der Unterhalt 
des Elektrizitätsverteilnetzes sowie die Lieferung elektrischer Energie 
im Rahmen der gesetzlichen Versorgungspflicht in der Stadt Opfikon 
sind einer Aktiengesellschaft gemäss Art. 620 ff. Obligationenrecht 
übertragen. Die Stadt Opfikon hält die kapital- und stimmenmässige 
Mehrheit. 

2 Die Gesellschaft übernimmt die der Stadt Opfikon obliegenden Er-
schliessungspflichten in den Bereichen der Elektrizitäts- und Wasser-
versorgung. 

Aufgaben 
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3 Sie bietet in ausgewählten besonders geeigneten Gebieten der Stadt 
Wärme und Kälte an. Sie handelt in diesem Bereich nicht hoheitlich 
und kann mit Dritten zusammenarbeiten. Dieser Tätigkeitsbereich 
darf die Aufgabenerfüllung im Bereich Elektrizitäts- und Wasserver-
sorgung nicht gefährden. 

4 Die Gesellschaft bietet in untergeordnetem Umfang Datendienste an, 
namentlich wo sie ihre bestehenden Infrastrukturen ergänzend nut-
zen kann oder sich anderweitige Synergien zu den Tätigkeiten nach 
Abs. 1 - 3 ergeben. 

5 Sie kann mit den Tätigkeiten gemäss Abs. 1 - 4 zusammenhängende 
untergeordnete Geschäfte betreiben, unter Einschluss der Erzeu-
gung bzw. Gewinnung, Beschaffung, Verarbeitung, Speicherung, 
Übertragung und Verteilung von Energie und Wasser. Sie kann wei-
tere untergeordnete Dienstleistungen in den Bereichen Energie, 
Wasser und Infrastruktur für die Stadt Opfikon und gegen mindestens 
kostendeckendes Entgelt für weitere Gemeinden und Dritte erbrin-
gen. 

6 Sie kann sich in ihrem Tätigkeitsbereich an anderen Unternehmen 
beteiligen oder Unternehmen gründen. An diesen Unternehmen hält 
sie eine Minderheits- oder Mehrheitsbeteiligung. Öffentliche Aufga-
ben der Elektrizitäts- und Wasserversorgung können diesen Unter-
nehmen nicht übertragen werden. 

7 Die Gesellschaft ist berechtigt, auf der Grundlage einer vom Gemein-
derat zu erlassenden Verordnung im übertragenen Aufgabengebiet 
Reglemente und Verfügungen zu erlassen, Verträge abzuschliessen 
sowie die Tarife für Gebühren und Preise festzusetzen und Gebühren 
und Preise zu erheben. 

8 Die erbrachten Leistungen werden eigenfinanziert, namentlich mittels 
Gebühren. 

9 Der Stadtrat nimmt die Aufsicht über die Erfüllung der öffentlichen 
Aufgabe durch die Gesellschaft wahr und übt die Aktionärsrechte ge-
genüber der Gesellschaft aus. Er beschliesst über die in den Verwal-
tungsrat zu wählenden Mitglieder, wovon mindestens eines aus sei-
ner Mitte stammt. Der Stadtrat bestimmt die Eignerstrategie und 
schliesst mit der Gesellschaft Konzessionsverträge über die Elektri-
zitäts- und Wasserversorgung ab. Die Gesellschaft hat dem Stadtrat 
die für seine Aufsicht notwendigen Informationen, insbesondere Jah-
res- und Spartenrechnungen, zur Kenntnis zu bringen. 

 

VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
Art. 54 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gemeindeordnung wird die 
Gemeindeordnung vom 26. November 2000 mit den seitherigen Ände-
rungen aufgehoben. 
 
  

Aufhebung 
früherer Er-
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Art. 55 

Bis zum Ende der Amtsdauer 2018 - 2022. besteht die Schulpflege mit 
Einschluss der Präsidentin bzw. des Präsidenten aus 8 Mitgliedern. 
 
Art. 56 

Der Stadtrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gemein-
deordnung nach dem Datum der Genehmigung des Regierungsrates. 
 
 
STADTRAT OPFIKON 
Präsident: Stadtschreiber: 
 
 
 
Paul Remund Willi Bleiker 
 
Die vorstehende Gemeindeordnung der Stadt Opfikon wurde an der Ur-
nenabstimmung vom 26. September 2021 angenommen.  
 
Die Genehmigung des Regierungsrates des Kantons Zürich erfolgte mit 
Beschluss Nr. 1378/2021 am 1. Dezember 2021. 
 
 
Opfikon, September 2021 
Inkraftsetzung durch Stadtratsbeschluss vom: 21. Dezember 2021 per 1. Januar 2022 

Übergangsre-
gelung 

In Kraft treten 
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